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Vertreibung der Sudetendeutschen 

Im Bild die menschliche Fracht eines Vertriebenentransports 
auf dem Weg zum Bahnhof in Mies/Westböhmen 
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Lloyd Georges Warnung 1919 

„Die Aufrechterhaltung des Friedens wird davon abhängen, ob Ursachen zur Ver¬ 
zweiflung vorhanden sind, die dauernd den Geist des Patriotismus, der Gerechtigkeit 
oder des fair play anstacheln ... Aus diesem Grunde bin ich auf das Schärfste dagegen, 
mehr Deutsche als unerlässlich nötig, einer anderen Nation zu unterstellen. Ich kann 
mir keine stärkere Ursache für einen künftigen Krieg vorstellen, als dass das deutsche 
Volk ... von einer Anzahl kleiner Staaten umgeben werden soll, die noch nie vorher 
eine stabile Regierung aufgestellt haben. Der Vorschlag der polnischen Kommission 
muss früher oder später zu einem neuen Krieg in Osteuropa führen.“ (Lloyd George am 25.3.1919) 

Fundstücke: 

1. Während des 2. Weltkrieges sah sich das britische Parlament zweimal veranlasst, Maßnahmen gegen den 
„rabiaten Antisemitismus“ in der tschechischen Exilarmee zu fordern (Bohemia 1990, S. 246). 

2. Auf Grund eines 1934 geschaffenen und erst 1977 annullierten Gesetzes sterilisierten Norwegen und 
Schweden bis in die 70er Jahre hinein mehr als 40.000 Zigeunerinnen aus „sozialpolitischen Gründen“. 
Entschädigungen gab es nicht (FAZ. 9.12.2000). 

3. Prof. Dr. Alfred Grosser war am 13.10.1962 in München Gast eines witikonischen Gesprächskreises, wo er 
seinem Ruf als „ausländischer Verzichtsanwalt“ (Ost-West-Kurier) gerecht wurde (Witikobrief, Okt. 1962, S.23). 

4. Die Sudetendeutschen verloren 125.000 Bauernhöfe, 200.000 Einfamilienhäuser und 11.200 Industrie- sowie 
55.000 Gewerbebetriebe (Friedrich Prinz, Geschichte Böhmens, S.469). Das entsprach 1991 der Summe von 430 
Mrd. DM (G. Eisenhut, Selbstbestimmungsrecht für die Sudetendeutschen, 1991, S.l). 

5. Die 2.179 Einwohner des Ortes Dallwitz, Kreis Karlsbad, wurden durch die Vertreibung in 490 Orte zerstreut. 
429 lebten in der BRD, 40 in der DDR und 21 im Ausland (Der Egerländer, 1965, 11, S. 242). 



Lloyd George 
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Zum Umschlagbild: 


Die Vertreibung 

Das Umschlagsfoto dieses Witikobriefes zeigt eine Kolonne von 
Vertriebenen, die im Jahre 1946 gerade den historischen Brückenturm 
der westböhmischen Kreisstadt Mies passiert. Sie befindet sich auf dem 
Weg vom örtlichen Sammellager zum Bahnhof. Dieser Vorgang 
wiederholte sich 1946 in Mies 23 Mal. Das genaue Datum dieser Szene 
ist unbekannt. Vielleicht kann es festgestellt werden, wenn die Personen 
in der ersten Reihe identifiziert werden. Die Personen tragen statt der 
Armbinden nur sog. Transportscheine an den Revers. Das könnte auf die 
zweite Jahreshälfte hindeuten, denn bei den ersten Transporten wurden noch gelbe Armbinden 
getragen. Wer einst selbst in einem solchen Transport saß, weiß, dass die Bahndämme jenseits der 
Grenze mit weggeworfenen gelben Armbinden übersät waren. 

Die Menschen im Bild führen nur leichtes Handgepäck mit sich. Das große Gepäck - erlaubt waren 50 
Kilogramm pro Person - war schon tags zuvor mit LKWs zum Bahnhof gebracht und in die vorher 
bestimmten Waggons verladen worden. Jede Person erhielt anfangs ein Reisegeld von 1000 RM, nach 
dem 4. Mai nur noch 500 RM. Wertsachen und Schmuck durften nicht mitgeführt werden. Diese 
wurden spätestens bei der Gepäckskontrolle im Lager beschlagnahmt. Meistens waren sie aber schon 
gleich nach Kriegsende bei Plünderungen entwendet worden. 

Das Foto zeigt nicht, was diesen Menschen zwischen Kriegsende und Abschub widerfahren ist. 
Gleich nach der Kapitulation mussten sie Geräte wie Staubsauger, Rundfunkempfänger, Heizsonnen 

oder Musikinstrumente bei der nun von 
Tschechen geführten Gemeindeverwaltung 
abliefern. Bei Klavieren und Flügeln gab 
es einen Abhol-„Service“, der die Instru¬ 
mente dann gleich zu den tschechischen 
Empfängern brachte. Gartenbesitzer 
mussten im Herbst 1945 fünfzig Prozent 
ihrer Obsternte ebenfalls bei der Gemeinde 
abliefern. Die Befolgung dieser Befehle 
wurde von Kommissionen bei Hausbesuchen überprüft. Nach Inkrafttreten der Beneschdekrete am 26. 
Oktober 1945 mussten deutsche Hausbesitzer für das Recht, in ihren eigenen Häusern zu wohnen, an 
die Gemeinde Miete zahlen. Unangenehmer war die Übernahme der Wohnung durch einen Spravce 
(National-Verwalter), was die Regel bei landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben war. Die 
deutschen Besitzer mussten dann 
entweder im Ausgedinge oder bei 
Verwandten wohnen. Bis zur Vertreibung 
waren sie verpflichtet, in ihrem eigenen 
Betrieb als Knechte oder Mägde meist 
unentgeltlich zu arbeiten. Gerade im 
Kreis Mies wurden die deutschen 
Eigentümer aber sehr oft durch 
Deportation ins Landesinnere „entfernt“. 

Die entsprechenden Zahlen dazu hat 
Reinhard Schmutzer erhoben (Deportation 
und Zwangsarbeit der deutschen Einwohner 
des Kreises Mies, 2014). Er kam auf die 
Zahl von 13.000 Deutschen, die deportiert wurden und außerhalb des Landkreises Zwangsarbeit 
verrichteten, meist vom Herbst 1945 bis zur Vertreibung im Frühjahr 1946. Das war mindestens jeder 
vierte der anwesenden deutschen Kreisbewohner. 

Am schlimmsten waren die zahlreichen Inhaftierungen. Auch hier ermittelte Reinhard Schmutzer die 
Zahlen: Von den etwa 50.000 anwesenden deutschen Kreisbewohnern (Männer beim Militär!) 
wurden zwischen Mai und September 1945 rund 1.500 verhaftet (3 %). Zu einer Anklage kam es 
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nur in 88 Fällen (6 %). Die anderen wurden meist im Frühjahr 1946 kommentarlos aus den Kerkern 
entlassen, sofern sie die überharten Haftbedingungen überlebt hatten. Diesen waren nachweislich 179 
Personen (12 %) zum Opfer gefallen. Bei den 88 Angeklagten kam es zu sechs Freisprüchen und zu 
sieben Todesurteilen (8 %). Begründet wurden die Urteilssprüche oft mit kuriosen und ad hoc 
erfundenen Straftatbeständen. So galten Landwirte, die gute Ernten eingefahren hatten, als 
strafwürdige Kriegs Verlängerer! 

Rechtliche Beurteilung 

Die Hinnahme der Vertreibung ist eine absolute Absage an jegliches Recht und bringt die Betroffenen 
an die Grenzen ihres seelischen Fassungsvermögens, zumal es sich um Vorgänge handelt, die schon 
„seit den Tagen Kains als Verbrechen betrachtet werden“ (Worte des amerikanischen Hauptanklägers beim 
IMT in Nürnberg). Sogar den Enteignungen fehlt jede rechtliche 
Grundlage. Nicht einmal das Potsdamer Protokoll sagt etwas 
dazu aus. Man verfuhr offensichtlich nach Beneschs im 
Dezember 1943 in Moskau vorgelegten Plan: Beschlagnahme 
des sudetendeutschen Eigentums und dafür Verzicht auf deutsche 
Reparationen. Benesch wollte den Vertriebenen sogar 
Quittungen über das hinterlassene Vermögen ausstellen, die in 
Deutschland zur Verrechnung vorgelegt werden sollten. Der 
deutsche Lastenausgleich verlief dann aber anders. Er bedeutete 
jedoch ausdrücklich „keinen Verzicht auf die Rückgabe ... des 
zurückgelassenen Vermögens“. Damit hat man die Vertriebenen über die sehr geringe 
Entschädigungsquote hinweggetröstet. Heute will man davon nichts mehr wissen. Das letzte positive 
Signal stammt von Bundeskanzler Kohl, der 1997 feststellte: Die Eigentumsfrage ist offen. 


Die Tschechen feierten am 
28.10.1946 (Staatsfeiertag) mit 
Innenminister Nosek den Abgang des 
letzten Transportes aus Karlsbad. 
Laut einer Statistik vom 18.12.1946 
wurden 2.170.598 Sudetendeutsche 
in 1.646 Zuggarnituren mit 67.748 
Waggons nach West- und Mittel¬ 
deutschland abgeschoben (Toni 
Herget, Egerländer, 1982/5, S.94). 


DEM FRIEDEN ENTGEGEN 

Von Hermann Hesse (1877-1962) 


Aus Haßtraum und Blutrausch 
Erwachend, blind noch und taub 
Vom Blitz und tödlichen Lärm des Krieges, 
Alles Grauenhafte gewohnt, 

Lassen von ihren Waffen, 

Von ihrem furchtbaren Tagwerk 
Die ermüdeten Krieger. 

„Friede“ tönt es, 

Wie aus Märchen, wie aus Kinderträumen her 
„Friede“. Und kaum zu freuen 
Wagt sich das Herz, 

Ihm sind näher die Tränen. 


Arme Menschen sind wir, 

So des Guten wie des Bösen fähig, 
Tiere und Götter. Wie drückt das Weh, 
Drückt die Scham uns heute zu Boden. 
Aber wir hoffen. Und in der Brust 
Lebt uns glühende Ahnung 
Von den Wundern der Liebe. 
Brüder! Uns steht zum Geiste, 
Steht zur Liebe die Heimkehr 
Und zu allen verlorenen Paradiesen 
die Pforte offen. Wollet! Hoffet! Liebet! 
Und die Erde gehört euch wieder. 



Kriegsgräberstätte Golm, Insel Usedom 
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Der Vorsitzende hat das Wort 


Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Das Jahrestreffen in Oberteisbach ist Geschichte. Es hat gutgetan, wieder einmal 
unter Kameradinnen und Kameraden zu weilen und die vielfältigsten Informationen 
austauschen zu können. Hervorzuheben ist der harmonische Verlauf der Tagung. 
Eines der Themen war die Eigentumsfrage. Die geringe Entschädigungsquote beim 
Lastenausgleich mag für Adenauer vor sechzig Jahren sinnvoll gewesen sein, denn 
so konnte er die Vertriebenen stramm auf antikommunistischem Kurs halten. Der 
Wind hat sich jetzt gedreht, und man verfährt nach dem Motto, der Mohr hat seine 
Schuldigkeit getan, der Mohr kann diffamiert werden. So hofft man, die 
Vertriebenen bei der Vertretung ihrer Interessen zu lähmen. Dagegen stellen wir uns mit unserer 
Resolution. Damit knüpfen wir an einen Rundbrief Franz Neubauers an, in dem dieser vor 25 Jahren 
unmittelbar nach dem Fall des Eisernen Vorhangs alle Amtsträger auf die Verbindlichkeit der SL- 
Satzung, einschließlich des § 3, hinwies. 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! Wir stehen mitten in der Auseinandersetzung und lassen uns in 
unserem Streben nach Recht, Wahrheit und Anstand nicht beirren. Einige ruhige Tage in der 
bevorstehenden Advents- und Weihnachtszeit sollten wir uns aber doch gönnen! 

Dafür und für das NEUE JAHR wünsche ich Euch alles „Beste“! 

Felix Vogt Gruber 



F. Vogt Gruber 


Das Jahrestreffen des Witikobundes 

Sein Jahrestreffen 2014 hielt der Witikobund am 11. und 12. Oktober 2014 in Oberteisbach bei 
Dingolfing ab. Nach der Begrüßung kam der Bundesvorsitzende, Felix Vogt Gruber, zur Toten¬ 
ehrung. Stellvertretend für alle anderen nannte er die verstorbenen Mitglieder Erhard Lug, Prof. 

Richard Eichler und Otto Forberger. 

Jahresrückblick des Vorsitzenden 

In seinem Jahresrückblick bedauerte Vogt Gruber die 
Behinderung des Witikobundes durch die SL und durch die 
Leitung des Heiligenhofes. Obwohl zahllose Witikonen am 
Aufbau dieser Einrichtungen maßgeblich beteiligt waren und 
viele von ihnen auch heute in den Reihen der SL ihre Pflicht 
tun, werden ihm keine Räume zur Verfügung gestellt. Eine 
Begründung wird nicht gegeben, auch nicht nach schrift¬ 
licher Aufforderung. Vermutet kann aber werden, dass der 
Stein des Anstoßes die Satzung ist. Da aber sei der SL 
empfohlen, einmal die eigene Satzung zu lesen, denn deren 
Forderungen gehen eindeutig weiter als die des Witikobundes! Unglaubwürdig seien daher auch die 
Ausführungen des Geschäftsführers, der in der SudZ empfahl, andere Meinungen ernst zu nehmen und 
zu respektieren (SudZ, 3.10.14, S. 5). 

Vogt Gruber ging dann auf den Sudetendeutschen Tag (ST) ein. Dort habe man sich in der „Gasse der 
Wahrheit“ präsentiert. Das sei eine gute Idee gewesen. Entlarvend sei aber, dass SL-Kreise flugs von 
einer „Sackgasse“ sprachen. Wenn Wahrheitsliebe so gesehen werde, gebe man das Fundament 
unserer ganzen Arbeit auf und nähere sich bedenklich einem moralischen Tiefpunkt. 

Der stellvertretende Vorsitzende, Hans Slezak, rief zu mehr Optimismus auf. Er verwies auf die 
Erfolge beim Necas-Besuch (siehe WBr. 2014/1, S.7) und auf die erfolgreiche Wahlanfechtung nach der 
kürzlich erfolgten Wahl des SL-Landesvorsitzenden. Die dort gerügten Unregelmäßigkeiten 
veranlassten das Registergericht, dem neuen Vorsitzenden vorerst die Anerkennung zu verweigern. 
Slezak warnte aber auch vor einer Verengung der Politik Seehofers. So freute sich der Bayernkurier 
am 12.Juli 2014 (Herausgeber MP Seehofer), dass das Verhältnis zu Prag nach dem drittem Prag-Besuch 
nicht mehr von den geschichtlichen Ereignissen „belastet“ sei. Jetzt könne man sagen: „ Das ist vorbei. 
Geschichte. “ Der Bezirk Oberbayem gab daraufhin ein Faltblatt heraus mit der Frage: „Wurde die 



Versammlungsleitung von links nach rechts: 
GF. Volk, 1.Stellv. Slezak, 1. Vors. Vogt Gruber 
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Vertriebenenfrage bei den Historikern entsorgt?“ Die Staatskanzlei habe darauf mit einer 
Informationsveranstaltung reagiert, in der der letzte Pragbesuch mit der SL-Spitze immerhin 
„nachbereitet“ worden sei (SudZ, 3.10.2014, S.l). 

Kassenbericht 

Mit seinen Einnahmen kann der Witikobund die laufen¬ 
den Geschäfte bestreiten. Für Sondermaßnahmen 
müssen die Rücklagen angegriffen werden. Das war im 
verflossenen Geschäftsjahr der Fall und führte zu einem 
Minus von 1.500 Euro. Die Kostenstruktur lässt auch 
für das bevorstehende Rechnungsjahr ein ähnliches Bild 
erwarten. Erfreulich ist die hohe Zahl der Abonnements 
für den Witikobrief durch Nichtmitglieder. 

Beschlüsse 

Die Versammlung diskutierte und beschloss drei 
Punkte. Einmal sprach sie eine Empfehlung aus, 
geraubte Immobilien in der CR für Asylanten 
anzubieten. Dadurch könne auf die wahren 
Eigentumsverhältnisse aufmerksam gemacht werden. Der zweite Punkt befasst sich mit der 
Doppelbödigkeit in der Vertriebenenpolitik (Siehe Kasten unten!). Als Drittes rief sie zum 
Spendenboykott für den Heiligenhof auf, solange der Witikobund dort von der Nutzung der Räume 
ausgeschlossen sei. Der Wortlaut aller drei Beschlüsse ist im Netz einzusehen. 

Referate 

Wie jedes Jahr schlossen sich an die Jahresversammlung Referate an. Dr. Paul Latussek sprach über 
die Lage der Vertriebenen. Dabei arbeitete er heraus, dass Deutschland trotz 2+4-Vertrags noch immer 
nicht souverän sei und offenbar auch in der Vertriebenenfrage alliierten Vorbehalten 
unterliege. Karl-Peter Schlor stellte dar, dass es erhebliche Zweifel daran gäbe, ob die 
Bundesrepublik Deutschland überhaupt ein Staat sei. Bettina Binsteiner hielt einen in 
Form und Inhalt hervorragenden Vortrag über die private Gedächtnisstätte für deutsche 
Opfer in Guthmannshausen bei Weimar. Zuletzt bot Friedebert Volk eine Power-Point- 
Präsentation über den Beginn des Zweiten Weltkrieges dar. Diesem Thema müsse man 
b.B insteiner sich widmen, weil die Vertreibung immer als „Folge“ des Zweiten Weltkrieges 
bezeichnet werde (Näheres zu den beiden letzten Ausführungen siehe unten S.l 1 bzw. S.l 8!). 




Blick in den Konferenzraum 


Resolution des Witikobundes: 

Standpunkt 2014 

Der Witikobund bedauert, dass Regierungen und Parteien der Bundesrepublik Deutschland keine seriösen 
Partner der Vertriebenen mehr sind. Sie weckten Hoffnungen, ohne sich um ihre Erfüllung zu kümmern. Auch in 
der Restitutionsfrage nehmen sie nicht einmal die ehrlichen Bemühungen Serbiens zum Anlass, Prag zu gleichen 
Schritten zu ermutigen. 

Die Sudetendeutschen müssen sich im Gegenteil immer wieder anhören, dass die Beziehungen zur 
Tschechischen Republik „noch nie so gut waren wie jetzt“. Sätze wie dieser sind Teil des immer noch 
fortdauernden geistigen Kleinkrieges, der die Vertriebenen unfähig zur Wahrnehmung ihrer gerechten Anliegen 
machen soll. Die Vertriebenen sehen aber sehr wohl, dass die Grundlage für das vermeintlich gute Verhältnis 
zwischen Prag und Berlin der politische und rechtsverletzende Betrug an ihnen ist. Beide, Prag und Berlin, sind 
sich einig, die Sudetendeutschen die Zeche zahlen zu lassen. So kann Prag seine Beute behalten und Berlin 
unangenehme Reparationsforderungen vermeiden. 

Der Witikobund fordert daher erneut alle politischen und gesellschaftlichen Kräfte Deutschlands auf, die 
Restitutionsforderungen der Vertriebenen ernst zu nehmen. Sie verlangen nichts Unbilliges, denn noch immer 
gilt: An Diebesgut kann kein rechtmäßiges Eigentum erworben werden. Das wusste auch Bundeskanzler Helmut 
Kohl, als er 1997 nach der Unterzeichnung der Deutsch-tschechischen Erklärung feststellte: „Die 
Eigentumsfrage ist offen“. 

Die unbedingte Einhaltung des Rechts, insbesondere des zwingenden Völkerrechts, könnte eine der größten 
Störquellen im Zusammenleben der europäischen Völker beseitigen. 

Beschluss der Vollversammlung des Witikobundes 
vom 11.10.2014 in Oberteisbach. 


6 









WitikoBrief 4/2014 


Seite 7 


November 2014 


Restitution in Serbien - und München schläft! 

Mit „München“ ist hier die SL (Sudetendeutsche Landsmannschaft) gemeint. Sie verschläft gerade 
den Präzedenzfall Serbien, wo vertriebene Donauschwaben Anträge auf Wiedergutmachung stellen 
können. Zunächst ging es nur um Immobilien. Wer nicht an NS-Straftaten beteiligt war, konnte 
Rückgabe seines Eigentums beantragen. Erste Verfahren wurden gerade erfolgreich abgeschlossen. 
Sogar die Antragsfrist ist kein absolutes Hindernis mehr, denn es gibt ein Hintertürchen, wenn man 
einem bestimmten Verein der Donauschwaben beitritt. Für die SL in München sind diese Vorgänge 
nicht einmal eine Notiz in der Verbandszeitung wert! 

Jetzt auch Haftenschädigung! 

Es kommt aber noch besser. Neuerdings entschädigt Serbien auch unschuldig Inhaftierte in jugo¬ 
slawischen Nachkriegs-KZs! Sind die Opfer schon verstorben, geht der Anspruch auf die Erben über. 
Anträge können bis Ende 2016 gestellt werden. Auf deren Bearbeitung hat sich in Linz das 
Anwaltsbüro Ralf Brdlitschka spezialisiert. Die Kosten sind moderat, denn pro Fall werden 350 Euro 
und ggf. ein Erfolgshonorar fällig. Brdlitschka hat in Belgrad zusammen mit einem serbischen 
Kollegen Zugang zu den Häftlingsakten. Pro Hafttag werden dreißig bis fünfzig Euro erstattet. In der 
Regel kommen 3-5.000 Euro zusammen. Das ist nicht überwältigend, zeigt aber den guten Willen. 
Anwendung auf Sudetendeutsche 

Was in Serbien möglich ist, hätte auch in der Tschechischen Republik seine Berechtigung. Im 
Sudetenland gab es 83 Stadt- und Landkreise. Einer davon war der Kreis Mies in Westböhmen. Für 
ihn gibt es „belastbare“ Zahlen: Er hatte 60.000 deutsche Einwohner, von denen 1945 etwa 50.000 
anwesend waren (Männer im Krieg). Davon wurden rund 1.500 (=3 %) zwischen Mai und September 
1945 verhaftet. Zur Anklage vor dem Volksgerichtshof kam es nur in 88 Fällen (6 %), die anderen 
wurden meist im Frühjahr 1946 kommentarlos entlassen. 179 der Nichtangeklagten (12 %) waren aber 
den überharten Haftbedingungen zum Opfer gefallen. Bei den 88 Angeklagten kam es zu sechs 
Freisprüchen und sieben Todesurteilen (Quelle: Reinhard Schmutzer, Deportation und Zwangsarbeit der 
deutschen Einwohner des Kreises Mies, 2014). 

Es wäre ein Akt der Menschlichkeit, den wenigen noch lebenden Opfern endlich Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen. Dabei müssten auch die gefällten Urteile untersucht werden, denn diese 
beruhten oft auf kuriosen ad hoc erfundenen Straftatbeständen: So galt ein Landwirt, der eine gute 
Ernte eingefahren hatte, als strafwürdiger Kriegs Verlängerer!!! 


Der Erfolg der Afü 

Die alten Parteien sind verunsichert, seit die AfD in den Parlamenten der EU und dreier Bundesländer 
vertreten ist. MP Seehofer möchte sich nicht von ihr vor sich hertreiben lassen. Frau Merkel hält gute 
Regierungspolitik für das beste Abwehrmittel. Dafür hatten die alten Parteien aber Zeit seit Adenauer. 
Herausgekommen sind Wahlbeteiligungen teilweise unter 50 Prozent und demnächst eine rot-rote 
Regierung in Thüringen! 

Spezielle Gründe 

Die Gründe dafür sind leicht zu finden. Die Leute haben erkannt, dass der Euro nur durch Vertrags¬ 
bruch und sukzessive Rechtsbeugung am Leben erhalten wird. Die Leute verstehen, dass Bankschul¬ 
den mehr oder weniger heimlich in Staatsschulden verwandelt werden. Der fleißige Bürger lehnt die 
Null-Zins-Politik ab, weil sie ihn schleichend um sein Vermögen, einschließlich der Altersversorgung, 
bringt. Er weiß auch, dass die verschiedenen Rettungsschirme letztlich auf Kosten der solide wirt¬ 
schaftenden Länder gehen werden. Damit diese aber nicht mehr gegen ihre Ausbeutung „aufmucken“ 
können, plant man, die Staaten gleich ganz abzuschaffen. Die Leute sehen auch, dass die EU, obwohl 
als größte Friedensinitiative angekündigt, Zwietracht hervorruft, weil sich die Staaten gegenseitig in 
die Haushaltspolitik einmischen müssen. Aber auch der Friede nach außen leidet, denn ohne die 
Lockrufe der EU hätte es die militärischen Auseinandersetzungen in der Ukraine wahrscheinlich gar 
nicht gegeben! Letztlich fehlt auch die Solidarität unter den Staaten. Herr Draghi von der EZB „kauft“ 
für die notleidenden Staaten Zeit, um ihnen Gelegenheit zur Sanierung zu geben. Diese drücken sich 
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aber vor Reformen und lassen ihn so im Stich. Alles wird noch dadurch verschärft, dass sich die 
Finanzwirtschaft global schon längst von der Realwirtschaft gelöst hat. 

Postdemokratisches Unbehagen 

Zu diesen mehr wirtschaftlichen Gründen gesellt sich ein allgemeines Unbehagen an der post¬ 
demokratischen Wirklichkeit. Die dem konsumverwöhnten Wähler vorgelegten Wahlprogramme sind 
meist zu komplex, um sie mit einer einzigen Stimme pauschal annehmen zu können. Abhilfe brächten 
die Einführung von Volksentscheiden für bestimmte Einzelfragen und die Senkung der 
Fünfprozenthürde. Beide Maßnahmen brächten die Leute näher an die konkrete Wirklichkeit heran. 
Auf keinen dieser Vorschläge lassen sich die Arrivierten aber ein, denn es bedeutete für sie 
Machtverlust. Damit liegen sie aber quer zum Zeitgeist, der so stark wie noch nie auf Vielfalt, 
Differenzierung und Individualismus setzt. 

Dem Bürger wird aber noch mehr zugemutet. Er ist es Leid, sich mit Begriffen wie „westliche Werte“ 
(gleichzeitig Folter und Guantanamo!), „Gewissensfreiheit des Abgeordneten“ (gleichzeitig 
Fraktionszwang!) und „Souveränität“ (bei Privatbankenhörigkeit) verhöhnen zu lassen. 

Hoffnung auf frischen Wind 

Die AfD hat es trotz aller Widrigkeiten in die Parlamente geschafft. Sie hat einen Themenstrauß 
zusammengestellt, der eine ganze Reihe der von den Altparteien tabuisierten Felder berührt und das 
Angebotsoligopol der Altparteien in Frage stellt. Der Wähler freut sich, etwas frischen Wind in der 
politischen Szene entfacht zu haben. Vielleicht kann man es in Anlehnung an ein Wort Masaryks auch 
so sagen: Die Wähler wünschen, dass „die Regierung zum Volke zurückkehrt“. 

Herbert Czgja vor 100 Jahren geboren 

Am 5. November 2014 wäre Herbert Czaja 100 Jahre alt geworden. Gestorben ist er am 18. April 
1997. Im öffentlichen Gedächtnis blieb Czaja als langjähriger Präsident des BdV haften. Czajas 
Geburtsort war Teschen, das 1920 Polen zugeschlagen wurde. So lernte er schon früh die Nöte 
nationaler Minderheiten kennen. Nach dem Abitur in Bielitz studierte Czaja in Krakau und Wien 
Germanistik, Geschichte und Philosophie. 1939 promovierte er in Krakau und 
arbeitete dort zunächst als wissenschaftlicher Assistent. Nach dem Einmarsch 
der deutschen Truppen geriet er ins Visier der Gestapo, da er dem Hitlergegner 
Eduard Pant nahestand und Mitglied in dessen „Deutschem Verband zur 
nationalen Befriedung Europas“ angehörte. Er wurde wegen Hochverrats 
angeklagt und verlor die Assistentenstelle. Nach kurzer Tätigkeit als 
Gymnasiallehrer wurde er zur Wehrmacht einberufen. An der Ostfront erlitt er 
eine schwere Verwundung. 

Seine Wahlheimat wurde Stuttgart, wo er 1948 auch heiratete. Politisch 
betätigte er sich zunächst auf kommunaler Ebene, ehe er von 1953 bis 1990 in 
den Deutschen Bundestag einzog. Von 1980 bis 1990 führte er die Gruppe der Flüchtlinge und 
Heimatvertriebenen in der CDU/CSU. Mitte der 60er-Jahre hatte er mit der Zuständigkeit für den 
sozialen Wohnungsbau auch ein einflussreiches Amt inne. 

Nachdem er 1969 zum Sprecher der Landsmannschaft Oberschlesien gewählt worden war, übernahm 
er von 1970 bis 1994 auch das schwierige Amt des BdV-Präsidenten. Es war ein aufreibendes Amt, da 
er Willy Brandts Ostpolitik ablehnte. Er forderte zwar nie die Wiederherstellung der Reichsgrenzen 
vom 31.12.1937, wollte mit Polen über die Oder-Neiße-Gebiete aber nur innerhalb einer 
gesamteuropäischen Friedensordnung mit einem gerechten Interessenausgleich verhandeln. Einer 
seiner größten Erfolge war 1973 die Verfassungsbeschwerde, mit der verhindert wurde, dass die 
heimatverbliebenen Schlesier aus der deutschen Staatsangehörigkeit entlassen wurden. Unnötig zu 
erwähnen, dass Czaja im Bundestag immer wieder Spott und Häme erdulden musste, so etwa vom 
grünen Realo Joschka Fischer. 

Sein politisches Vermächtnis legte Czaja in einem tausendseitigen Werk „Unterwegs zum kleinsten 
Deutschland-Mangel an Solidarität mit den Vertriebenen-Marginalien zu 50 Jahren Ostpolitik“ nieder. 
Erst nach seinem Tod am 18. April 1997 erfuhr seine Familie, dass ihn der polnische Geheimdienst 
37 Jahre lang abgehört hatte. 



Herbert Czaja 
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Die grotesken Ziele polnischer und tschechischer Auswanderer 

Seit 2004, als Polen in die EU aufgenommen wurde, hat sich die Zahl der polnischen Zuwanderer nach 
Großbritannien verzehnfacht. Mit 726.000 Personen liegen sie auf Platz zwei der Einwanderer¬ 
gruppen, gleich nach den Indern. Sie sind auch die drittgrößte Gruppe mit einer anderen Mutter¬ 
sprache als Englisch. Die Polen fühlen sich in Großbritannien offenbar sehr wohl, denn ihre Geburten¬ 
rate beträgt 2,2 pro Frau, während sie in Polen nur bei 1,3 liegt. 

Polen zieht es aber nicht nur nach England, sondern auch nach Deutschland. So befanden sich hier 
schon vor dem EU-Beitritt rund 315.000 polnische Staatsbürger. Zu diesen dürften nach 2004 noch 
einmal 400.000 hinzugekommen sein. 

Diese Zahlen sind erstaunlich, wenn man sie mit der Bevölkerungsdichte in Beziehung setzt. In Polen 
beträgt diese 123 Personen/qkm, während sie in den beiden Zuwanderungsländern mit 276 (England) 
und 230 (Deutschland) deutlich darüber liegt. Bei einer Umrechnung dieser Zahlen kommt man auf 
rund 12.000 qkm, die von den Auswanderern sozusagen auf gegeben wurden, und man fragt sich, wozu 
sich Polen im letzten Jahrhundert so viel Land angeeignet hat, wenn seine Bürger gar nicht dort leben 
wollen. 

Die gleiche Frage erhebt sich beim Blick auf die Tschechische Republik. Dort beträgt die Bevöl¬ 
kerungsdichte 133 E/qkm, und es war schon 1946 nicht möglich, das Sudetenland wieder angemessen 
zu besiedeln (Siehe Witikobrief 2013/4, S.9 ff.!). Umso grotesker ist es, dass die Vertreiber 1948, 1968 
und 1989 in starken Auswanderungswellen ihr Land verließen, um ausgerechnet in Deutschland und 
Österreich ansässig zu werden! 

Diese Beobachtungen lehren aber auch folgendes: Es kommt offenbar weniger auf die Größe eines 
Landes an, als auf das, was seine Bewohner selbstständig daraus zu machen in der Lage sind. Das 
haben die Vertriebenen gezeigt, als sie als Land- und Besitzlose durch Fleiß und Erfindungsreichtum 
wieder zu Wohlstand kamen. (Rohdaten aus: Spiegel, 15.9.2014, S. 85, und Internet). 


Valentin Falin über das letzte Jahrhundert 

Valentin Falin, der frühere Botschafter der UdSSR in Deutschland, beteiligte sich im russischen 
Fernsehen an einer Gesprächsrunde mehrerer Wissenschaftler und äußerte sich wie folgt: 

Die Geschichte des 20. Jahrhunderts sollte man als Ganzes betrachten. Der englische Minister für die 
britischen Kolonien, Joseph Chamberlain, entwickelte im Jahre 1898 erstmals ein antirussisches 
Konzept. Es beruhte auf der Idee eines Rassebündnisses zwischen der deutschen Rasse und den beiden 
Zweigen der angelsächsischen Rasse. Ziel war, Russland aus Europa, dem Schwarzen Meer und der 
Ostsee hinau szudrängen und überhaupt auf das Binnenland zu begrenzen. 

Wenn wir diese Idee des Rassebündnisses ausblenden, werden wir den 
Russisch/Japanischen Krieg von 1905 nicht verstehen, denn in diesen Krieg waren die 
Engländer genauso verstrickt wie die Japaner. So war die ganze japanische 
Kriegsmarine auf englischen Werften gebaut worden und die Hälfte der Kriegskosten 
kam von US-Banken. 

Auch beim 1. Weltkrieg ist eher zu fragen, wer diesen Krieg organisiert hat und welche 
Rolle Großbritannien dabei spielte. Warum hält Großbritannien bis heute die Dokumente des 1. 
Weltkrieges zurück und warum sind die Dokumente zum 2. Weltkrieg bis heute geheim? 

Wir müssen genauer hinsehen, wann der 2. Weltkrieg wirklich begann und ob er in Wirklichkeit nur 
die Fortsetzung des 1. Weltkrieges war. So sagte der französische Premierminister Georges 
Clemenceau, dass der Friedensvertrag von Versailles in Wirklichkeit kein Friedensvertrag sei, sondern 
die Fortsetzung des Krieges gegen Deutschland mit anderen Mitteln. Marschall Foch, der nach 1918 
die westliche Intervention in Russland leitete, sagte im 1. Weltkrieg, wenn dieser Krieg nicht mit einer 
Kapitulation Russlands endet, muss man ihn als verloren ansehen. 

Diese Tendenzen muss man weiter verfolgen, denn auch in den 30er-40er und 50er-Jahren sehen wir 
in den Konzepten Bezüge auf Russland. Wenn wir diese Tendenzen erblicken, können wir uns 
vorstellen, was uns in Zukunft erwartet. Soweit Falin. (Zusammengefasst aus youtube) 


4P 


Valentin Falin 
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Treffendes Schlusswort 

beim Sudetendeutschen Heimattag in Klosterneuburg 

(Von Mag. Wolf Kowalski) 

Am Ende der Feierlichkeiten zum Heimattag 2014 dankte im Auftrag der Sudetendeutschen Lands¬ 
mannschaft in Österreich der Wissenschaftsreferent des Bundesverbandes, Mag. Kowalski, den 
Ehrengästen für ihre Teilnahme und ihre Grußworte, wobei er besonders den Festredner, den 
Abgeordneten und ÖVP-Fraktionsobmann im Europaparlament, Karas, hervorhob. Ihre Anwesenheit 
sei ein Zeichen der Solidarität mit dem Schicksal der Heimatvertriebenen, einer Solidarität, die diese 
in der Vergangenheit, aber auch in der Gegenwart noch oft schmerzlich vermissten. Wenn heute bei 
diversen Gelegenheiten die erfolgreiche Eingliederung der Vertriebenen in die österreichische 
Wirtschaft und Gesellschaft belobigt wird, so wird dabei ausgeblendet, dass die Neuankömmlinge 
keineswegs mit offenen Armen empfangen wurden, was sie als Altösterreicher doch erwarten hätten 
können. Fast 400.000 Heimatlose fanden in Österreich eine „neue“ Heimat, aber es war, wie es in 
einem Buchtitel heißt, eine „kalte“ Heimat. Erst neun Jahre nach Kriegsende erhielt die große 
Mehrheit von ihnen die österreichische Staatsbürgerschaft, 30.000 von ihnen lebten damals noch 
immer in Barackenlagern. Diskriminierungen bei Ausbildung und Studium, im Berufsleben und bei 
Sozialleistungen waren die Regel und nicht die Ausnahme. 

Die Diskriminierungen der Vertriebenen haben heute ein anderes Gesicht: Sie erfolgen nicht mehr auf 
materieller, sondern auf geistiger Ebene. Historiker und Journalisten nicht nur in den Vertreiber- 
staaten, sondern auch und besonders auf österreichischen Universitäten und in einheimischen 
Zeitungsredaktionen verkünden als Standarddoktrin, die altösterreichischen Vertriebenen deutscher 
Muttersprache seien an ihrem Schicksal selbst schuld. 

Kowalski wies weiters darauf hin, dass es derzeit üblich sei, zur Analyse von Gegenwartsproblemen 
historische Vergleiche anzustellen. Dabei trete eine oft groteske historische Unkenntnis zu Tage. So 
werde die aktuelle Forderung nach antirussischen Maßnahmen damit begründet, dass schon im Jahre 
1938 die Sudetenkrise gezeigt habe, dass Nachgiebigkeit negative Folgen habe. Dabei wird 
ausgeblendet, dass die wirkliche Ursache der Ereignisse in der Tschechoslowakei im Jahre 1938 die 
tschechische Unnachgiebigkeit in der Frage der Autonomie für die nationalen Minderheiten gewesen 
ist, genauso wie in der Gegenwart die ukrainische Unnachgiebigkeit gegenüber der russischen 
Minderheit der eigentliche Kern des Problems sei. 

Am Ende seiner Ausführungen dankte der Referent auch den anwesenden Landsleuten für ihr 
Kommen. Sie zeigten damit, dass sie sich trotz fehlender Versöhnungsbereitschaft der meisten 
Vertreiberstaaten nicht entmutigen ließen, weiterhin Recht und Gerechtigkeit einzufordern. Sie setzten 
durch ihre Anwesenheit ein Zeichen, dass sie trotz eines deutlichen Anwachsens chauvinistischer 
Strömungen in Tschechien und Polen nicht bereit sind zu schweigen und zu resignieren. Sie würden 
damit eine stetige Erinnerung und Mahnung bewirken, ähnlich jenem mahnenden Denkmal, dass die 
Oberschlesier ihrem großen Dichter Joseph von Eichendorff gesetzt haben: Neben der von den 
Vertreibem geschändeten Grabtafel der Familie steht als einziger Kommentar das Dichterwort: 

„ Und der Herr hat nichts vergessen, 
was geschehen, wird er vermessen nach dem Maß der Ewigkeit, 
oh wie klein ist doch die Zeitl“ 

Dieses Eichendorff-Wort möge den Landsleuten Trost geben in einer vom Gefühl der 
Aussichtslosigkeit geprägten Zeit. 


Ironisch/zynisches Wort des Präsidentensohnes Jan Masaryk: 

Q)%eihimdeHt ]xtfme haßen cuvt gelitten 
und Ceidm umd die^e Zeit nie udedm tuvaicMeffaen! 
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Das Herrenhaus 


Gedenkstätte Guthmannshausen 

Passend zum Volkstrauertag kann der Witikobrief in dieser Folge die private Gedenkstätte in 
Guthmannshausen vorstellen. Sie wurde am 3. August 2014 bei Anwesenheit von rund 300 Besuchern 
eingeweiht und ist das Werk eines Vereins, der schon vor 22 Jahren gegründet wurde. Sein Zweck ist 
die Würdigung der zahllosen deutschen Militär- und Zivilopfer des Zweiten Weltkrieges. Ideengeber 
war kein geringerer als Hajo Herrmann, der in Prof. Schmidt-Kahler und Prof. Haverbeck aufrechte 
Mitstreiter fand. Ein erster Versuch in Borna, südlich von 
Leipzig, scheiterte. Auch in Guthmannshausen versuchten 
die Behörden, das Vorhaben zu verhindern. Die Sache ging 
bis vor das Landgericht, wo das Land Thüringen jedoch 
unterlag. Dann entdeckte der Denkmalschutz, dass der 
Obelisk um 15 Zentimeter zu hoch sei. Aber auch das konnte 
in Verhandlungen beigelegt werden. Geblieben ist nur der 
Widerruf der ursprünglich gewährten Gemeinnützigkeit. Der 
Vorwurf ist, der Verein gedenke nur der deutschen Opfer und 
lasse andere Opfer unerwähnt. Noch niemand hat sich aber 
beschwert, dass in den rund 6.000 Gedenkstätten für die 
Opfer deutscher G ewalt ein e Erw ähnung deutscher Opfer fehlt. 

Trotz der Verweigerung der steuerlichen Absetzbarkeit von 
Spenden haben bisher unzählige Kleinspenden die Realisierung 
des Planes ermöglicht. 

Die Gedenkstätte wurde im 5.000 qm großen Park eines 
ehemaligen Rittergutes errichtet. Zu diesem gehört auch ein 
Herrenhaus, das zum Tagungszentrum ausgebaut wurde, wo 
gemäß V ereinssatzung Seminarveranstaltungen durchgeführt 
werden, um das Gedenken in den geschichtlichen Zusammen¬ 
hang zu stellen. 

Die Gedächtnisstätte besteht aus zwölf Granitsteinen, die 
kreisförmig um einen zentralen Obelisken angeordnet sind. Jeder 
Stein ist einer Opfergruppe zugeordnet. Auf der Vorderseite wird 
die jeweilige Opferzahl genannt und das zugehörige Wappen 
oder Symbol gezeigt. Auf der Rückseite befinden sich Aussprüche einer Persönlichkeit dieser Region 
oder ein Gedicht. Die Inschriften wurden in langen Diskussionen erarbeitet. 

Die das Rund bildenden zwölf Steine bestehen aus dunklem Granit. Auch für das Bodenpflaster 
verwendete man anthrazitfarbigen Granit. Der Obelisk in der Mitte soll einen Lichtstrahl verkörpern 

und besteht aus rötlichem Granit aus Schweden. So soll Hoffnung für 
künftige Generationen ausgedrückt werden. Der Obelisk wurde im Juni 
2013 errichtet und wiegt vier Tonnen. An den Seiten sind folgende 
Strophen eingemeißelt: 

Nichts kann uns rauben Liebe und Glauben zu unserem Land. 

Es zu erhalten und zu gestalten sind wir gesandt. 

Mögen wir sterben, unseren Erben gilt dann die Pflicht, 
es zu erhalten und zu gestalten, Deutschland stirbt nicht. 



Obelisk mit Gedenksteinen 


Unsagbar ist Dein Leid 

Ca irlnfAnLnrl 

JUUeiaidlKJ 

Es hat nicht Tränen mehr 
Dich zu beweinen 


Wilhelm Pleyer 


Lür die architektonische Gestaltung war der Landschaftsarchitekt und 
Vereins Vorsitzende Wolfram Schiedewitz zuständig. Leider hat ihm dieser 
Einsatz berufliche Nachteile gebracht, denn er verlor in der Folge mehrere 
Tafel Sudetenland lukrative Aufträge. 

Der Gedenkstättenverein ist sich auch der Verantwortung für das 800 Jahre 
alte historische Herrenhaus bewusst. Es ist geeignet für Tagungen und bietet moderne Übernachtungs- 
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möglichkeiten für 18 Personen. In der Eingangshalle befindet sich eine Gedenkwand, an der für 
verstorbene Opfer individuelle Messingtafeln angebracht werden können. Die Anlage liegt nahe 
Weimar in der Mitte Deutschlands und ist ganzjährig besuchbar. 


Guthmannshausen 

Der Name des Ortes geht auf den germanischen Gott Wotan zurück. Zu Beginn des 8. Jahrhunderts wird 
Guthmannshausen erstmals urkundlich als Wodaneshusun genannt. Diese Erwähnung ist in dem Breviarium 
Sancti Lulli , einem Verzeichnis der von Erzbischof Lullus von Mainz (f 786) an das Kloster Hersfeld 
verliehenen Freien Güter zu finden. 1256 hat ein Albert von Gutenhusen Besitz im Ort, das Geschlecht ist bis ins 
17. Jahrhundert hier nachweisbar. 1572 kam Guthmannshausen zum Herzogtum Sachsen-Weimar . Im 
Dreißigjährigen Krieg wurde das Dorf 1637 schwer geplündert, 1680 von der Pest mit 210 Toten heimgesucht. 
1687 konnte die Gemeinde die neue Pfarrkirche St. Trinitatis ein weihen, deren Turm noch von der 
Vorgängerkirche aus dem Hochmittelalter stammte. (Auszug aus Wikipedia) 


Schöne Gedenkfeier mit Wennutstrop fen 

Am 14. September 2014 wurde der von Bayern, Hessen und Sachsen proklamierte Gedenktag für die 
Opfer von Flucht und Vertreibung gefeiert. 

In Hessen hatte Landtagspräsident Norbert Kartmann (CDU) in den Hessischen Landtag geladen, und 
rund 250 Gäste fanden sich ein. Zu Wort kamen der Gastgeber selbst, Siegbert Ortmann als BdV- 
LandesVorsitzender, Staatsminister Grüttner und der frühere EU-Abgeordnete Milan Horacek. 

Ortmann freute sich, dass der Gedenktag, auf den er so lange gewartet habe, nun endlich da sei. Dann 
zitierte er eine Prager Zeitung, die die Einführung dieses Gedenktages ebenfalls begrüßte. Sie wies 
sogar darauf hin, dass die Vertreibung unnötig gewesen sei, alleine schon wegen des falschen 
Grundsatzes der Kollektivschuld, aber auch weil für die Besiedlung des entleerten Raumes einfach die 
Menschen fehlten, was zu Verfall und zur Vernichtung unvorstellbarer Werte geführt habe. 

Horacek würzte seine etwas eigenwilligen Ausführungen mehrfach mit Berichten eigener Erlebnisse 
und rief aus, dass Vertreibung nicht nur ein Unrecht, sondern sogar ein Verbrechen sei. 

Die Wermutstropfen 

Alle Redner lobten die gelungene Integration. Das war (und ist) aber eine etwas zweischneidige 
Botschaft. Mit ihr teilt man den Vertriebenen verschlüsselt auch mit, dass sie nichts mehr zu fordern 
haben. Den Nichtvertriebenen schmeichelt man, dass sie alles richtig gemacht haben und ein ruhiges 
Gewissen haben können. Unter den Tisch fallen die offenen Fragen wie Menschenrechte und 
Eigentum. Einer der Redner leitete aus dem Integrationstopos die Pflicht ab, jetzt auch den vielen 
Asylsuchenden in Deutschland zu helfen. Diese Logik blieb aber vielen Zuhörern verschlossen, denn 
eine solche Pflicht sahen sie eher auf der Seite der Vertreiberstaaten, zumal dort die Besiedlungsdichte 
noch Spielraum lässt. Nicht thematisiert wurde der Beschluss des Bundestages, das Gedenken an die 
Vertreibung der Deutschen mit dem Weltflüchtlingstag zu vermischen. Bei vielen Vertriebenen dürfte 
dies das Gefühl von „kalter Heimat“ verfestigt haben. 

Ausgerechnet über Menschenrechts fragen ! 

Ausgerechnet über Menschenrechtsfragen sprach am 23. September 2014 in Wien Professor Dr. Petr 
Druläk, erster stellvertretender Außenminister der Tschechischen Republik. Nach seinem Vortrag 
konnten Fragen gestellt werden. SPÖ-Bundesobmann Gerhard Zeihsel wollte wissen, wann die CR 
mit der Aufarbeitung der dunklen Vergangenheit mit der Vertreibung der Sudetendeutschen beginnen 
werde. Als positives Beispiel erinnerte er an die von Serbien beschlossenen Rehabilitation- und 
Restitutionsgesetze, die auch für die vertriebenen Donauschwaben und ihre Erben gelten. Die 
zynische Antwort Druläks - der auch gerne Vaclav Havel heruntermacht - lautete: „Dafür sind die 
Historiker zuständig ! 64 
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Wieder eine Lüge weniger! 

Eine der schwerwiegendsten Anschuldigung gegen Deutschland ist die Behauptung, die 
Nationalsozialisten hätten die Tschechen zu den Völkern „ohne jeglichen Wert“ gezählt, deren 
physische Vernichtung oder wenigstens deren Verdrängung in den Osten nach dem Kriege 
erforderlich sei. Dieser mörderische Plan sei in dem Buch des NS-Ideologen Alfred Rosenberg, 

Mythos des 20. Jahrhunderts, entwickelt worden. 

Keinem Historiker ist aber je eingefallen, dieses ehrenrührige Zitat zu überprüfen. Das tat als erster der 
junge Tscheche Lucas Beer. Das Ergebnis ist erschütternd, denn eine derartige Stelle existiert nicht! 
Beer hat seine Entdeckung in seinem Buch „Hitlers Tschechen“ mitgeteilt und konnte auch die 
Herkunft der Fälschung angeben. Sie geht zurück auf eine dünne, im Jahre 1937 anonym erschienene 
Broschüre mit dem Titel „Divosi ve stredni Evrope“ (Wildlinge in Mitteleuropa). Inzwischen konnte 
auch das Inkognito des Verfassers gelüftet werden. Es war der Anthropologe Vojtech Suk aus Prag. 
Kenner der Verhältnisse glaubten ohnehin nie an diese Fälschung. So bestritt auch Robert Kemper, 
stellvertretender Ankläger in Nürnberg, 1947 auf einer Pressekonferenz in Prag deutsche 
Vertreibungspläne und ging lediglich von Assimilierungsabsichten aus (Pravo lidu, 3.9.1947). 

Beer hat sich mit seinen Forschungen bei seinen Landsleuten unbeliebt gemacht und wurde zusammen mit 
seinem Verleger Pawel Kamas vor Gericht gezerrt. Wenig Anerkennung erfahren die jungen Forscher leider 
auch durch die Münchner SL-Spitze, denn sie versucht, die Auftritte von Kamas zu unterbinden, so geschehen in 
Klosterneuburg und Augsburg. 



Blanka Mouralova 


Kamj)f_gegen ein „ untschechisches“ Museum in Aussig 

Das in Aufbau begriffene Museum in Aussig (Usti nad Labern) wurde mit vielen Vorschusslorbeeren 
bedacht. Es w ird von der gemeinnützigen Gesellschaft Collegium Bohemicum getragen und verspricht 
eine ausgewogene Behandlung der deutsch-tschechischen Geschichte. 

Wie nun aus Aussig zu vernehmen ist, will man die Direktorin, Frau Blanka 
Mouralova, ausschalten, weil ihre Museumskonzeption „untschechisch“ sei! Müsste 
Mouralova gehen, träte auch ihr Mitarbeiterstab ab, was des Ende der Ausstellung 
wäre. Der Putschversuch wurde nur deshalb abgeblasen, weil im Beschlussgremium 
noch eine Stimme fehlte. Zu ihren Gegnern zählt Mouralova „ein paar Leute, die nicht 
mit dem modernen, europäischen Konzept der Exposition vertraut sind.“ Dieses 
Konzept „möchte die inspirativen Punkte des Zusammenlebens betonen“ und 
vermeiden, dass „der alte Kampf wiederbelebt wird, ob nun Deutsche oder Tschechen als die Guten 
aus der gemeinsamen Geschichte herausgehen.“ Aber vielleicht stört gerade dieser Ansatz ihre 
Gegner, zu denen besonders Jaroslav Kuba, der ehemalige Berater von Vaclav Klaus, zu rechnen ist. 
Während Blanka Mouralovä weitere Umsturzversuche nicht ganz ausschließen will, muss sie noch um 
die Finanzierung kämpfen. Zwar flössen EU-Gelder in Millionenhöhe für die Renovierung der 
ehemaligen Knabenschule, in dem die deutsch-böhmische Dauerausstellung beheimatet sein soll. Aber 
die von der tschechischen Regierung in Aussicht gestellten 50 Millionen Kronen stehen noch aus. 
„Die Ausstellung ist bis auf das Letzte vorbereitet. Sie muss nur noch architektonisch umgesetzt 
werden“, erklärt Mouralovä. Langsam droht ihr und ihren Mitarbeitern im Collegium Bohemicum aber 
die Luft auszugehen. Sollte die Regierung Sobotka die notwenigen Gelder nicht locker machen, „dann 
ist es möglich, dass die Gesellschaft aufgelöst und eine alternative Lösung gefunden wird“, sagte 
Mouralovä. 

Fünfundzwanzig Jahre nach der samtenen Revolution scheint sich zu bewahrheiten, was der Pole 
Adam Michnik einst vorhersagte: „Das Schlimmste am Kommunismus ist die Zeit danach!“ 
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Der Beginn des 2 . Weltkrieges 

(Referat gehalten vor der Mitgliederversammlung des Witikobundes am 12.10.20124 von F.Volk) 

Die Vertreibung wird oft als Folge des von den Deutschen begonnenen 2. Weltkrieges dargestellt. 

Viele neigen daher, vorschnell „selbst schuld“ zu rufen, doch das Bild ändert sich, wenn man die 
Problematik im Lichte von Recht und historischer Wahrheit betrachtet. Maßgebend sind folgende 
Punkte: 

1. Kein Unrecht kann durch ein anderes, ihm vorausgegangenes Unrecht gerechtfertigt werden. 

2. Vertreibungen sind Kollektivstrafen , die völkerrechtlich untersagt sind. 

3. Seit 1924 kennen die Genfer Protokolle einen erweiterten Aggressionsbegriff, den sich 
1974 auch die Generalversammlung der UN zu eigen gemacht hat. Als Angreifer gilt nicht 
immer der, der den ersten Schuss abgegeben hat, sondern auch, wer Schlichtungs¬ 
verhandlungen verweigert. 

Schließlich muss betont werden, dass Polen und seine Unterstützer nicht als die gutgläubigen und 
naiven Nachbarn urplötzlich vom deutschen Angriff überrascht wurden. Ein Bonmot sagt sogar, dass 
die größte Sorge der Briten im August 1939 darin bestand, dass sich Deutschland und Polen doch noch 
gütlich einigen könnten! 

Die Modellierung Polens 

Als im Jahre 1919 der polnische Staat wiedererrichtet wurde, beruhte das auf Punkt 13 des 14-Punkteplanes 
Präsident Wilsons. Polen erhielt dabei ein ansehnliches Staatsgebiet mit Zugang zur Ostsee . Dabei nahm 

man in Kauf, dass Ostpreußen vom Deutschen Reich abgeschnitten 
wurde und eine starke deutsche Minderheit unter polnische Oberhoheit 
kam. Am krassesten war das in Danzig, das zu 97 Prozent deutsch war. 
Polen bestand aber auf dem Zugang zu Danzig, da sich dort der einzige 
Überseehafen der Region befand. So kam man auf die Idee, Danzig zum 
Mandatsgebiet des Völkerbundes zu erklären, um das gerade von 
Präsident Wilson so betonte Selbstbestimmungsrecht nicht ganz ad 
absurdum zu führen. Diese Konstruktion wurde von unzähligen 
Zeitgenossen sofort als Keim künftiger Kriege erkannt, und ihre 
Erkenntnis erwies sich rasch als richtig. 

Kriegsgrund Danzig 

Nach Verabschiedung der Verfassung der Freien Stadt Danzig am 15. 
November 1920 dauerte es nur drei Monate, bis Polen beantragte, als 
Protektoratsmacht über den Freistaat eingesetzt zu werden und dort 
Truppen stationieren zu dürfen. Der Völkerbund lehnte das 1920 und 1921 zweimal ab. Dennoch legte 
Polen 1921 24 eigene Behörden, darunter die Eisenbahndirektion für ganz Polen, in die Stadt und verlangte 
für sie einen exterritorialen Status. Der Rat des Völkerbundes lehnte ab und bestätigte, dass polnische 
Einrichtungen und Beamte in Danzig der Danziger Gerichtsbarkeit unterliegen. Die Truppenstationierung 
auf der Westerplatte erfolgte 1933 schließlich doch. 

Polen dehnte sein Postnetz auf ganz Danzig aus, obwohl die polnische Post nach dem Versailler Vertrag nur 
für den Hafen zuständig war. 1921 begannen die polnischen 
Behörden die Danziger Pässe einzuziehen und gegen 
polnische zu tauschen. Polen weigerte sich, die Völkerbund¬ 
währung, den Danziger Gulden, als Zahlungsmittel 
anzunehmen. Gegen all diese Versuche schritt der Völkerbund 
ein. Das traf auch zu für die Anlage eines Munitionsdepots 
im Danziger Hafen. 1923 wies der Völkerbund den Polen 
aber eine Halbinsel vor der Stadt, die Westerplatte, für diesen 
Zweck zu. Bis 1933 musste sich der Völkerbund mit 106 
Streitfällen zwischen Danzig und Polen befassen. 

1939 führte das Tauziehen um Danzig zur personellen 
Verstärkung der Wachmannschaft beim Munitionsdepot (von 88 Mann auf 240) und der Zollbeamten (von 
6 auf 110). Die Zollbeamten wurden bewaffnet, und es kam zu Behinderungen des Warenverkehrs (Öl- und 
Heringsexport). 



Danzig um 1850 



■ Ehemals deutsch PI Ehemals kaiserlich 

und hobsburgisch _ 1—1 russisch 


Polen nach Versailles & St. Germain 
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Kriegsgrund Bahnlinien 

Für die Versorgung Ostpreußens standen acht Bahnstrecken zur Verfügung. Deutschland musste für ihre 
Benutzung bezahlen, und zwar in Zloty. Infolge der Weltwirtschaftskrise nahm Deutschland zu wenig Zlotys 
ein und zahlte in Reichsmark. Polen lehnte diese Währung ab und sperrte nach und nach alle Bahnlinien bis 
auf eine. Das brachte Deutschland auf den Gedanken einer exterritorialen Verbindung. Dieser Vorschlag war 
Gegenstand der Verhandlungen bis zum Kriegsausbruch. 

Kriegsgrund Unterdrückung 

Sofort nach der Abtrennung des Korridors vom Reich im November 1920 verließen 200.000 Deutsche 
dieses Gebiet. Dabei dürfte es sich, wie im Sudetenland 1938, vermehrt um deutsche Staatsbeamte gehandelt 
haben. Bis 1934 stieg die Zahl der Flüchtlinge auf 1,2 Millionen. Sie wichen dem Druck, der durch Entzug 
von Geschäfts- und Berufslizenzen, durch Schließung von Schulen, durch Anschläge auf die körperliche 
Unversehrtheit, durch Brandstiftung, durch Zerstörung kultureller Einrichtungen und nach sonstigen 
Schikanen ausgeübt wurde. Im Jahre 1939 alleine verließen 90.000 Deutsche Polen, um dem ausgeübten 
nationalen Druck zu entkommen. Schließlich sah Hitler in der Verfolgung der Deutschen das vordringlichste 
Problem und war bereit, die beiden anderen Verhandlungsziele (Bahnlinien, Danzig) hintan zu stellen. 
Untätigkeit des Völkerbundes 

Jedem Verantwortungsträger in Europa und den USA waren die geschilderten Missstände bekannt. Sogar 
Churchill mahnte 1932 seine Regierung, die Frage Danzigs und des Korridors wieder 
aufzurollen, da sonst keine Hoffnung auf dauerhaften Frieden bestünde (Schulze-Rhonhof, S. 
15). Versagt hat hier wiederum der Völkerbund, denn Artikel 19 des Versailler Vertrages 
sah vor, „ unanwendbar gewordene Verträge und solche internationale Verhältnisse, deren 
Aufrechterhaltung den Weltfrieden gefährden “ alle zehn Jahre nachzuprüfen. Nichts aber 
geschah. 

Churchill Daher nahm Hitler die Dinge in die Hand. 

Hitlers Verhandlungsposition 

Hitler bot Polen die endgültige Anerkennung der Gebietsgewinne in Posen, Westpreußen und Oberschlesien 
an, wozu sich vorher keine der sechzehn Regierungen der Weimarer Republik bereit erklärt hatte. 1938 hatte 
Hitler den Polen als Zeichen seines guten Willens die teils deutsche Industriestadt Oderberg im Teschener 
Gebiet überlassen. Hitler wünschte dafür: 

1. Wiedervereinigung Danzigs mit dem Reich 

2. Eine exterritoriale Verkehrs Verbindung nach Ostpreußen 

3. Beachtung der Menschenrechte für die deutsche Minderheit 

4. Verlängerung des Freundschaftsvertrages zwischen beiden Ländern auf 25 Jahre. 

Als Polen nicht darauf einging, verbesserte Hitler sein Angebot: Danzig kommt politisch zu Deutschland, 
aber bleibt wirtschaftlich bei Polen. Das war ein sehr moderater Vorschlag, auch weil Danzig ja gar nicht zu 
Polen gehörte, sondern Mandatsgebiet des Völkerbundes war. Polen blieb bei seiner Ablehnung. 

Exkurs: 

Die Protektoratserrichtung 

Vielfach wird behauptet, die Einigung mit Polen wäre zustande gekommen, hätte Hitler mit der Protektoratserrichtung 
am 15. März 1939 nicht alles selbst verdorben. Schulze-Rhonhof hält dem aber entgegen, dass der französische 
Premierminister Daladier und sein Außenminister Bonnet schon im Januar von Warschau gefordert haben, „ den 
Forderungen gewisser Nachbarn ein kategorisches Nein entgegenzusetzen Ebenfalls schon im Januar bedrängten 
auch Roosevelt und Chamberlain die Polen, nicht nachzugeben. Bei Nicoll lesen wir (S. 62/69), dass sich Chamberlain 
schon bei seinem Italienbesuch für evtl, militärische Maßnahmen gegen Deutschland ausgesprochen hatte. Im Übrigen 
wäre das Protektoratsargument glaubwürdiger gewesen, wenn sich Frankreich und England vor dem 15. März 1939 
eindeutiger verhalten hätten. So hatte Deutschland London und Paris schon am 28.2.1939 in einer formellen Note vor 
einem drohenden Zerfall der CSR gewarnt. Beide schwiegen dazu (Hoggan 1963, S. 387 f.). Als Hitler Chamberlain 
gemäß dem Konsultationsabkommen vom 30.9.1938 über seine CSR-Pläne informierte, wollte sich dieser in 
"Angelegenheiten, die andere Länder unmittelbarer angehen" nicht einmischen (Woltersdorf, S.36). Das teilte der 
britische Botschafter in Berlin, Henderson, am 14.3. 1939 spät abends dem deutschen Außenminister mit (Klüver 1997, 
S. 286). Die deutsche Regierung hatte durch ihren Abhördienst davon allerdings schon früher erfahren. Schon im 
November 1938 hintertrieb England Frankreichs Plan, der CSR eine Bestandsgarantie zu geben (Hoggan, S.366 f.). 

Das Protektoratsargument scheint daher ein ex post-Argument zu sein. 
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Wachsende Spannungen 

Polen lehnte mehrmals die von Deutschland vorgebrachten Wünsche ab. Nachdem am 22.3.1939 das 
Memelland zu Deutschland zurückgekehrt war, ordnete Polen eine Teilmobilisierung seiner Armee an. 
England sprach am 30. 3.1939 eine Bestandsgarantie für Polen aus. Das wirkte sich ebenso fatal aus wie 
die Bündnisgarantie des Deutschen Reiches am 6.7.1914 für Österreich. Außenminister Beck fühlte sich 
gestärkt und hielt am 5. Mai 1939 eine herausfordernde Rede, in der er aber die deutsche Grenzgarantie für 
den Korridor verschwieg . Diese Rede putschte seine Landsleute zu verstärkten Ausschreitungen gegen die 
deutsche Minderheit auf. Den am 28.6.1919 Unterzeichneten Minderheitenschutzvertrag hatte Polen schon 
am 13.9.1934 gekündigt. Die Zahl der vor dem 1.9.1939 getöteten Deutschen schätzt Udo Walendy auf 3- 
4.000. Prominentestes Opfer war am 30. August 1939 der deutsche Konsul in Krakau, Schallinger. Alleine 

dies wäre nach Völkerrecht schon ein Kriegsgrund gewesen. Die polnische 
Kriegsbereitschaft war unübersehbar. In den Kirchen wurde „ um den 
allgemeinen Krieg“ gebetet, der Kampf gegen Deutschland wurde als 
Kreuzzug gegen das Neuheidentum bezeichnet, auf neuen Landkarten war 
Polen schon großzügig um die benachbarten Gebiete erweitert, 

Briefmarken zeigten schon im Januar 1939 Danzig als Teil Polens und 
Staatspräsident General Rydz-Smigly ließ von sich ein Gemälde 
anfertigen, das ihn in voller Uniform vor dem Brandenburger Tor zeigte. 
Die britische Zeitung Daily Mail vermisste eine Erklärung der englischen 
Regierung gegen die polnische Deutschenhetze. Objektiv sei festzustellen, 
dass von deutscher Seite keine Hetzreden gehalten würden. Wenn England 
die Dinge so weitertreiben lasse, werde es „ mitschuldig , wenn es zur 
Explosion kommen sollte“ (Walendy, S. 317). In Polen kannte man 60 antideutsche Hetzlieder, in 
Deutschland kein einziges. 

Diplomatisches Ränkespiel 

Der polnische Botschafter Lipsky hatte sich (auch auf Drängen des britischen Botschafters Sir Howard 

Kennard) seit April 1939 nicht mehr in Berlin sehen lassen. Am 28. August 1939 deutete 
London in einer Note Polens Verhandlungsbereitschaft an (AA, Nr. 2, S. 427). Da Lipsky 
abgetaucht war, bat Deutschland England um Vermittlung und überreichte am 29.8.1939, 
19.25 Uhr, ein Verhandlungsangebot. London gab es aber erst am 30.8. gegen Mitternacht, 
also 28 Stunden später, in Warschau bekannt. In London erfuhr die Öffentlichkeit sogar 
erst am 31.8. um 12.25 Uhr, also 40 Stunden später, vom deutschen Vorschlag, wobei 
dreist hinzugefügt wurde, er sei zu spät eingetroffen (Franz-Willing, 1992, S. 117). Als am 
selben Tage die Abendausgabe des Daily Telegraph in unfreiwilliger Wahrheitsliebe 
den zeitlichen Ablauf zutreffend darstellte, wurde diese Zeitungsfolge sofort beschlag- 
Jozef Lipski nahmt und durch eine um diese Stelle bereinigte Ausgabe ersetzt (Franz-Willing, 1992, S. 

118). Durch Zeitungszensur wurde auch in Paris die öffentliche Meinung gelenkt. 

Deutschland hatte den 30.August für Verhandlungen vorgesehen und dafür die „16 Marienwerder 
Punkte“ vorbereitet. Darin wurde eine Volksabstimmung für das nördliche Korridorgebiet 
vorgeschlagen. Je nach Ausgang sollte dem jeweils unterlegenen Teil der Bau exterritorialer 
Verkehrswege nach Gdingen bzw. Ostpreußen gestattet werden. Damit verbunden war wieder die 
Garantie der polnischen Grenzen, d.h. ein Verzicht auf die Korridorgebiete. Henderson nannte diese 
Vorschläge sehr gemäßigt und „ weit davon entfernt, ungerechtfertigt oder unmoralisch zu sein “ 
(Franz-Willing, 1992, S. 115). Deutschland wartete jedoch vergebens auf einen polnischen 
Unterhändler. Als Lipski am 31.8.1939 abends um 18.30 Uhr zu Ribbentrop kam, hatte er, wie 
Görings Abhördienst bereits wußte, aus Warschau die Anweisung, sich auf keine sachliche Diskussion 
einzulassen (Benoist-Mechin, S. 511). Die Unterredung war daher nach wenigen Minuten beendet 
(Benoist-Mechin, S. 522). Nach den Genfer Protokollen von 1924 gilt, wie bereits eingangs erwähnt, 
als Angreifer, wer Verhandlungen verweigert. Einen Aggressionsbegriff, der nicht alleine auf den 
ersten Schuß abstellt, machte sich 1974 auch die Generalversammlung der UN zu eigen. 




Beck verschwieg die Grenzgarantie, 
hier 1935 bei Göring 
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Roosevelts Geheimnis 

Durch Verrat des deutschen Botschaftsangehörigen Hans Herwarth von Bittenfeld (1904-1999) kannte 
Roosevelt schon wenige Stunden nach Ende der Moskauer Verhandlungen vom 23.8.1939 den Inhalt 

B des Geheimen Zusatzabkommens zwischen Deutschland und Russland. Es sah im 

Konfliktfalle die Besetzung Ostpolens durch die Sowjetunion vor. Roosevelt behielt 
sein Wissen aber für sich, um Polen nicht vom Kriegskurs abzubringen. Der Verrat 
führte am 25.8.1939 auch dazu, die Polengarantie Englands auf einen Konflikt mit 
Deutschland zu beschränken. Englands Kriegswille zeigte sich schon am 15. 8. 1939 auf 
der Konferenz der Interparlamentarischen Union in Oslo. Als der US-Amerikaner 
Hamilton Fish als Vorsitzender der Versammlung einen Beschluss für ein Kriegs¬ 
moratorium von 30 Tagen herbeiführen wollte, verhinderte dies England zusammen mit 
Norwegen. Fish war wenige Tage vorher in Salzburg mit Ribbentrop zusammengetroffen und kannte 
den Ernst der Lage (Fish, S. 123 ff.). 

Keine Schwarz-Weiß-Malerei 

Bei sorgfältiger Bewertung aller Informationen bleibt die Erkenntnis, dass aufrichtige Friedenspolitik 
anders ausgesehen hätte. Eine Schwarz-Weiß-Malerei sollte der Vergangenheit angehören. 


Herwarth von 
Bittenfeld 


Literatur: 

Auswärtiges Amt, Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges, Nr.2 und 3, 1939 (zit.: AA) 

Benoist-Mechin, Wollte Adolf Hitler den Krieg 1939?, Pr. Oldendorf 1971 

Fish, Hamilton, Der zerbrochene Mythos, Tübingen 1982 

Franz-Willing, Georg, Kriegsschuldfrage der beiden Weltkriege, Rosenheim 1992 

Hoggan, David, Frankreichs Widerstand gegen den Zweiten Weltkrieg, Tübingen 1963 

Walendy, Udo, Wahrheit f. Deutschld, Vlotho 1965 


Radio Moskau in Berlin 

In der Berliner Friedrichstraße besitzt Russland ein graues, klotziges Haus. Dort hatte der russische 
Auslandssender RT (Russia Today) bisher ein Büro. Dieses wird nun deutlich ausgebaut von zwei auf 
etwa 30 Mitarbeiter. Deren künftige Aufgabe wird sein, ein Radioprogramm in deutscher Sprache zu 
erstellen, das die russische Sichtweise zum Weltgeschehen besser zur Geltung kommen lässt. 

Eine Vorreiterrolle hatte dafür schon das Monatsmagazin „Compact“, dessen Chefredakteur Jürgen 
Elsässer aufgrund seiner „fast-Horst-Mahler-Biographie“ eine interessante Personalie ist. Erika 
Steinbach (CDU) betrachtet diese Entwicklung mit Sorge und fordert, die Deutsche Welle als 
Gegengewicht zu positionieren. Auch ein russischsprachiges TV-Programm gehöre dazu, womit man 
sogar noch etwas Gutes für die rund sechs Millionen Russischsprachigen in Deutschland leiste. 

(nach Focus, 8.9.14, S. 30 f). 

Schlaraffia 

Vor 155 Jahren, am 10. Oktober 1859, wurde in Prag die inzwischen weltweite und an die 11.000 
Mitglieder zählende deutschsprachige Vereinigung zur Pflege von Freundschaft, Kunst und Humor 
namens Schlaraffia gegründet. Sie wurde nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten in den 
von ihnen beherrschten Ländern verboten. In den böhmischen Ländern durfte sie auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg in der Zeit der kommunistischen Hegemonie nicht erneuert werden und wurde aus 
dem Kulturgedächtnis weitgehend gelöscht. Nach der Wende erwachte in der Tschechischen Republik 
wieder das Interesse an diesem besonderen Verein, zunächst bei Kunstsammlern und Museologen, 
später auch bei Historikern und Heimatkundlern. Als Forschungsgebiet ist sie längst an einigen 
tschechischen Universitäten angekommen und ist zum Thema von studentischen Abschlussarbeiten 
geworden. Mittlerweile wurden auch schon mehrere Ortsvereinigungen in deutscher Sprache wieder 
gegründet. Das Ziel des Projekts ist, Schlaraffia unter kultur- und sozialgeschichtlichen Aspekten zu 
untersuchen. 


JolesuuvL ist die letzte Jugend einest untescgefienden Qesetlsefucß 
_Aristoteles (384-322)_ 
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Ist die Bundesrepublik Deutschland ein Staat oder eine Firma? 

Karl-P. Schlor 

Seit dem 9. Mai 1945 werden in Deutschland wichtige Sachverhalte verschleiert. 

Es fing an mit dem Weglassen oder Verschweigen der völkerrechtswidrigen Verhaftung der 
amtierenden Reichsregierung Dönitz/von Friedeburg am 23. Mai 1945 durch die Engländer in 
Flensburg-Mürwick. Die in entehrender Form durchgeführte Abführung der Reichsregierung durch 
englische Feldwebeldienstgrade und die dabei stattgefundene Plünderung von persönlichen 
Gegenständen - z.B. der Marschallstab Dönitz' - führte bei Generaladmiral von Friedeburg zu dessen 
Selbstmord, der selbstverständlich als Protest gegen den Völkerrechtsbruch angesehen werden muss. 
Dem folgte ausgerechnet zum 4. Jahrestag der Verhaftung am 23. Mai 1949 die Proklamation des 
Grundgesetzes (GG) in Bonn, sozusagen als Gründung der Bundesrepublik. Natürlich gab es keine 
Gründungsurkunde, weil ja nur „eine Verwaltung auf dem Boden eines bestehenden Staates, des 
Deutschen Reiches, gegründet wurde“, eine Verwaltung, „die als teilidentisch mit dem Deutschen 
Reich“, ausgerufen wurde. Das GG ist ein Gesetz „für die“ und nicht GG „der“ Bundesrepublik 
Deutschland. Natürlich wurde auch zur ersten Bundestagswahl im September 1949 keine Staats¬ 
gründungsurkunde „nachgereicht“, es blieb bei einer schmucklosen Verwaltungsproklamation. 

Im Internet auf dem Kanal „youtube“ kann man Carlo Schmid mit seiner berühmten Herrenchiemsee- 
Rede vom August 1948 ansehen: „Wir sind nicht hier um eine Verfassung für Gesamtdeutschland zu 
erarbeiten, sondern ein Grundgesetz für eine bestimmte Zeit der Verwaltung eines Teilgebietes“. 
Schmidt war stellvertretender Vorsitzende des Parlamentarischen Rates, erster Vorsitzender war 
Konrad Adenauer. Dieses Gremium aus 60 Männern und 5 Frauen wurde von den „Drei Hohen 
Mächten“ 36mal auf den Petersberg zitiert, um die Änderungswünsche der Alliierten entgegen¬ 
zunehmen. 

Bezeichnenderweise gilt heute noch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31.7.1973, in dem 
es heißt, „dass das Deutsche Reich in seinen Grenzen vom 1937 fortbesteht, es kein Datum für den 
Untergang gibt, das Deutsche Reich aber mangels Organisation handlungsunfähig ist. Selbst der 
Volljurist Finanzminister Waigel hat dies noch 1989 auf dem Schlesiertreffen in einem Grußwort des 
Bundeskanzlers so festgestellt, will aber heute nichts mehr davon wissen, sondern behauptet, „daß das 

Deutsche Reich mit der Wiedervereinigung 1990 
untergegangen sei.“ So Waigel in einem kurzen Leser¬ 
brief in der „Jungen Freiheit“, Nr. 27, vom Juli 2014. 
Richtigstellende Leserbrief wurden von der Redaktion 
unterdrückt. Die Bundesregierung antwortete aber auf 
eine Große Anfrage der Partei „Die Linke“ kürzlich 
folgendes (Drucksache 17/14807 v. 30.9.2013): „Das 
Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Recht¬ 
sprechung festgestellt, dass das Völkerrechts Subjekt 
„Deutsches Reich“ nicht untergegangen ist und die 
Bundesrepublik Deutschland nicht sein Rechts¬ 
nachfolger, sondern mit ihm als Völkerrechtssubjekt 

identisch ist.“ (Anmerkung: es muß natürlich 

„teilidentisch“ heißen, nicht identisch). 

Übrigens verliehen deutsche Behörden bis mindestens 
zum 24.September 1948 die Staatsbürgerschaft des 
Deutschen Reiches. Das zeigt im Internet die Ein¬ 
bürgerungsurkunde des „Herbert, Willi, Karl F r a h m“, 
geboren 1913 in Lübeck, „genannt Willy Brandt“. 
Ausstellungsort: Kiel (sh.Abb. links!). 

Es gibt zahlreiche Anzeichen, die die Selbstdarstellung 
der Bundesrepublik als Staat heftig in Frage stellen. 
Vieles legt eher eine Firmeneigenschaft nahe. 

Zunächst seien die Wirtschaftsauskunfteien genannt, etwa Dun & Bradstreet mit dem Netzauftritt 
„upik.de“ oder „Manta“, der größte amerikanische Dienstleister, der ebenso auf die Dateien des UPIK- 
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Systems rekurriert. Hier werden nach dem UCC (Uniform Commercal Code), einem amerikanisch 
geprägtem Handelsrecht, die D.U.N.S.-Nummern zugeteilt, benannt nach „Data Universal Numbering 
System“, das weltweit Kunden oder freundliche Geschäftspartner der Vereinigten Staaten erfaßt. Mehr 
als 120 Staaten, aber eben nicht alle, sind dort verzeichnet und natürlich gehört der „Staat 
Bundesrepublik Deutschland“ dazu. Gibt man z.B. diesen „Firmennamen“ (BRD) ein, so erhält man 
die angegebene D.U.N.S.-Bezeichnung mit der Nummer, den Hauptsitz Berlin und als Haupt¬ 
verantwortlichen einen gewissen Joachim Gauck. Gibt man z.B. „Bundesregierung der BRD“ ein, so 
erhält man wieder einen Firmenausdruck mit diesem Namen, als Sitz wieder Berlin, als Haupt¬ 
verantwortlichen - im Englischen Chief Executive Officer (CEO) - den Kanzleramtsminister Peter 
Altmaier, der die „Geschäftsordnung“ der Firma „Bundesregierung“ exekutiert, wohlgemerkt 
Geschäftsordnung, nicht eine „Regierungsordnung“ wie bei einem Staat zu erwarten wäre. Die 
Minister verwalten ebenfalls Geschäftsbereiche, nicht „Ministerialbereiche“. Auch beinahe jedes 
Amtsgericht oder Finanzamt werden als Firma bezeichnet; auf den Briefbögen von Amtsgerichten 
steht immer „die Geschäftsräume des Amtsgerichts befinden sich in der ... Straße“, nicht etwa die 
Amtsräume des Amtsgerichts! 

Im Grundgesetz finden sich allerlei possierliche Formulierungen, die ganz normal verständlich sind 
und keiner juristischen Exegese bedürfen, als da wären: „Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein...“, so Artikel 133 GG. „Der Bund trägt die Besatzungs¬ 
kosten...“, so Artikel 120 GG (wer behauptet, wir wären nicht mehr besetzt?). „Die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts gehen dem Grundgesetz vor und erzeugen Rechte und Pflichten für die 
Bewohner“ .... (nicht Bürger!!) , so Artikel 25 des Grundgesetzes. 

Bei den Vereinten Nationen (UN) in New York ist ein Staat namens Germany/Deutschland gelistet. 
Wenn im Fernsehen unser „Gesandte“, Dr. Wittig, gezeigt wird, steht vor ihm ein Schild mit dieser 
Aufschrift, nicht etwa „Bundesrepublik Deutschland“, denn diese wurde, ebenso wie die „DDR“, 1990 
von Außenminister Genscher nach der „Vereinigung“ bei den Vereinten Nationen abgemeldet. Der 
„Bund“ wird aber noch in der Liste der NGOs, also der Nichtregierungs-organisationen, bei den UN 
auf geführt. Seit 1. Juli 2014 ist Dr. Wittig Botschafter der „Bundesrepublik Deutschland“ in 
Washington, D.C., dort darf er wieder als Vertreter des behaupteten Staates „Bundesrepublik 
Deutschland“ firmieren. 

Laut „Personalausweis“ sind die Deutschen „Personal“ der „BRD“, nicht deren Staatsbürger. Auch 
sind wir nur „deutsch“, denn eine Staatsbürgerschaft der Bundesrepublik Deutschland kann nicht 
erworben werden. Hierin folgt man der Verordnung Hitlers vom 5. Feber 1934, die die rotgrüne 
Regierung Schröder/Fischer 2000 sogar zum Gesetz erhob. Hitler hatte damit das alte „Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz vom Juli 1913“ aufgehoben, jetzt steht in Artikel 116 GG nur noch der 
Hinweis auf die Schröder-Hitlersche Formulierung! 

Es ergibt sich als Folgerung des mehrfach (38 mal) geänderten Grundgesetzes der schwerwiegende 
Verdacht, daß bestimmte Formulierungen wegen des alliierten Einspruchs nicht geändert werden 
durften, sonst hätte man doch längst verdächtigte Termini wie „Besatzungskosten“, Bewohner anstatt 
Bürger oder das Beharren im Artikel 146 auf den Begriff „Grundgesetz“ anstatt „Verfassung“ 
ausgetauscht. 

Fazit: Es gilt nach der „Vereinigung“ von 1990 das Besatzungsrecht durch Voranstellung wesentlicher 
Teile des Überleitungsvertrages von 1954 weiter, eine Souveränität ist expressis verbis damit 
ausgeschlossen. Die fehlende Staatlichkeit der bei den Vereinten Nationen untergegangenen 
Bundesrepublik wird mithilfe der Besatzer aufrechterhalten. Daß dies kein Staat, sondern eine 
Staatsimitation ist, beweist ja auch das fehlende Staatsgebiet der „BRD“, denn seit dem 18. Juli 1990 
ist durch Streichung des Artikels 23 im Grundgesetz das Territorium entfallen, auch die Länder gibt 
es nach Wegfall des Artikel 23 nicht mehr. Ersetzt wurde dieser mit einer Beschreibung der „Wege 
nach Europa“, was den Willen ausdrückt, in der EU aufzugehen. Das grenzt jedoch an Hochverrat, nur 
dass der Generalbundesanwalt entsprechende Anzeigen nicht entgegennimmt. 

Trotzdem! 
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Der erste Vertriebenengedenktag in Sachsen 

Fast ein Sittenbild 

Am 14.09.2014 beging auch der Freistaat Sachsen neben Bayern und Hessen - als einziges junges 
Bundesland - seinen Gedenktag gegen die Vertreibung. Der Sächsischen Zeitung, einst SED-Organ 
aus der Landeshauptstadt und jetzt eine unabhängige Tageszeitung, die seit 1946 auf dem Pressemarkt 
ist, war das am Vortag nicht eine Zeile wert. Allerdings widmete sich die Wochenendausgabe auf 
ganzen vier Spalten und mit einem Farbfoto einer zweiteiligen Artesendung zum Thema "Flucht". 
Dabei wurde u. a. aus Flüchtlingslagern im Irak, in Nepal, dem Libanon und dem Tschad berichtet. 
Der Autor Uwe Peter meinte dabei fürsorglich, dass es Überwindung kosten mag, sich in seiner 
Freizeit mit dem Leid anderer Menschen zu beschäftigen. In der zweiten großen Tageszeitung aus 
Sachsens Landeshauptstadt, "DRESDNER NEUESTE NACHRICHTEN" - DIE UNION" erwähnte 
man wenigstens in einer Spalte auf 35 Zeilen, dass es einen Gedenktag für Heimatvertriebene gibt. 
Dabei bestand der Tenor eines Drittels des Textes darin, den Leser davon überzeugen zu wollen, dass 
der Gedenktag umstritten sei, weil die Gefahr bestände, Wirkung und Ursache der Vertreibung zu 
verwechseln. 

Das diesjährige Motto des BdV lautet "Deutschland geht nicht ohne uns". Davon war zumindest in den 
beiden führenden Dresdner Tageszeitungen an diesen Tagen nichts zu verspüren. Und auch die 
Zeitung mit den großen Buchstaben BILD, Ausgabe Dresden, erwähnte den Gedenktag an diesem 
Wochenende mit keiner Silbe. Unser ehemaliger Bundespräsident Roman Herzog hat einmal sehr 
treffend dazu formuliert: "Helfen kann im Umgang mit der Geschichte nur die ungeschminkte 
Wahrheit." Wenigstens hat das MDR-Magazin "Sachsenspiegel" am Sonntag in einem reichlich zwei 
minütigem Beitrag davon berichtet. 

Zur Erinnerung: Der Gedenktag für die Opfer von Flucht, Vertreibung und Zwangsumsiedlung war 
eine der letzten wichtigen Aktivitäten der vorangegangenen CDU-FDP-Regierung in Sachsen. Im Juni 
2014 beschloss der Landtag mehrheitlich den Gedenktag. Wer nun allerdings glaubte, dass die erste 
zentrale Gedenkveranstaltung in der Sächsischen Landeshauptstadt stattgefunden hätte, und als 
Initiator und Einladender der Sächsische Landtag oder die Staatsregierung agiert hätten, wurde eines 
Besseren belehrt. Ausgewählt wurde Freiberg. 

Die Initiativen des BdV in Sachsen, insbesondere auch des CDU-Abgeordneten Frank Hirche, werden 
besonders erwähnt. Er hatte sich bereits in der Vergangenheit für die Restaurierung des Begleitbootes 
der "Gustloff" eingesetzt und somit diese Tragödie in der Schifffahrt vor dem Vergessen gerettet . Er 
hat sich vehement für einen eigenen sächsischen Gedenktag für die deutschen Vertriebenen eingesetzt. 
In der Festveranstaltung betonten allerdings alle Redner sehr die Problemlagen der Spätaussiedler und 
der heutigen ,Flüchtlinge. Der Bezug zum eigentlichen Gedenkanliegen der deutschen Vertriebenen - 
immerhin ist jede 4. Familie von Vertreibung in Sachsen direkt betroffen - ging dabei unter. 

Auch eine Podiumsdiskussion mit dem Bundes Vorsitzenden der Gesellschaft für bedrohte Völker, 
Tilman Zülch und Herrn Dr. Jozef Zaprucki von der Hochschule Hirschberg/Jelenia Gora war 
im Tenor mehrheitlich auf Zukunftsfragen gerichtet. Offene Fragen der gemeinsamen Geschichte und 
sich daraus ergebener unbewältigter Probleme , wie die noch heute geltenden Benes-Dekrete oder das 
Straffreistellungsgesetz sowie die fehlende Bereitschaft zur Entschädigung deutscher Zwangsarbeiter - 
wurden nicht erwähnt. Vielleicht ließ man auch gerade deshalb keine Fragen von Zuhörern zu. 

Auch von Seiten des OMV, der Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung für die Vertriebenen der CDU 
wurde wenig Verständnis für die Wahl des Ortes Freiberg und die ungenügende offizielle Beteiligung 
der Sächsischen gezeigt. 

Ein gutes Signal aus Sachsen ist, dass die Staatsregierung weiter beim zweiten Septembersonntag als 
eigenständigen Gedenktag bleibt, auch als Signal nach Berlin, das Gedenken an die deutschen Opfer 
von Flucht und Vertreibung nicht durch andere überlagernde Themen zu verdrängen. 

Bleiben wir also dabei zu mahnen und einzufordern, denn wie sagt es ein altdeutsches Sprichwort so 
treffend: : „Wer die Wahrheit geigt, dem schlägt man die Geige an den Kopf 4 . ( Claus Hörrmann) 
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Interessantes in Kürzen 

1. Im August belief sich die deutsche Haftungssumme für die Euro-Rettung bereits auf 322 Mrd. Euro 
(Berechnung des Ifo-Institutes von Prof. Sinn). 

2. Holland ist eines der größten Steuerparadiese der Welt. Im Amstelgebouw zu Amsterdam unter¬ 
halten rd. 3.000 Konzerne (auch deutsche!) eine Briefkastenfirma, die 25 Prozent Steuern zahlen, aber 
nur für einen vorher ausgehandelten Basisbetrag; für alles weitere jedoch nur 17 Prozent. Über diese 
Konten werden jährlich rund 8 (acht) Billionen Euro geschleust! (ARD, Plusminus, 18.8.14). 

3. Vor wenigen Jahren erhielt man in Israel für 1 Euro noch 5,50 israel.Schekel. Jetzt nur noch 4,61. 
Der Wertverfall ist also im Gange (Mitteilung Pülz, Israel) 

4. M Die Deutschen haben keinen Rechtsanspruch auf Demokratie und soziale Marktwirtschaft auf alle 
Ewigkeit. Als Grundlage der deutschen Staatsräson wird nicht mehr die deutsche Verfassung gesehen 
.. .sondern die transatlantische Partnerschaft und das Eintreten für die Existenz Israels.“ (Kanzlerin 
Angela Merkel 2007 auf der 60-Jahrfeier der CDU). 

5. Windräder sind für eine maximale Windgeschwindigkeit von 120 km/h ausgelegt. Was passiert, 
wenn ein Tornado, wie am 10. August 2014 in Bad Schwalbach, auftritt? 

6. Im strukturschwachen Altkreis Usingen (Hintertaunus) betrug im Jahre 1949 der Anteil der 
Vertriebenen 18,4 Prozent. Bei den Unterstützungsempfängern jedoch 43 % ! (Usinger A. 26.8.1949) 

7. In der alten Bundesrepublik ließ der jugoslawische Geheimdienst in Deutschland 22 Exilkroaten 
ermorden. Die FAZ vom 30.9.2014 fragt, warum bisher nur ein Verantwortlicher an den Internatio¬ 
nalen Gerichtshof in Den Haag ausgeliefert wurde, und das erst nach stärkstem Druck aus Brüssel? 

8. Klimawandel ist so alt wie die Welt. In den letzten 440 000 (!) Jahren gab es vier Eiszeiten, wobei 
die Eiszeiten absolut dominant und die zwischenzeitlichen Perioden immer nur kurze "Erwärmungs¬ 
spitzen" von etwa 15 000 Jahren Dauer waren. Eine physikalische Erklärung dafür gibt es nicht. 

9. Für die Verluste des deutschen Sparers infolge der Niedrigzinspolitik werden unterschiedliche 
Zahlen genannt. Das Staatsfernsehen (ARD, Hart aber fair, 27.10.2014) nennt 23 Milliarden Euro seit 
2010. Spiegel-Online (2.10.2014) gibt 75 Mrd. € an (jährlich 15 Mrd.). 

10. Den Nobelpreis in Chemie erhielt 2014 der im Banat geborene Prof. Dr. Stefan Hell. Seine 
Leistung war die Entwicklung der superauflösenden Fluoreszenzmikroskopie. Damit hat nach Herta 
Müller (2010, Literatur) wieder ein Deutscher aus dem Banat diese hohe Ehrung erhalten. 

11. Auch der Regierungspräsident der Oberpfalz, Axel Bartelt, hat sudetendeutsche Wurzeln, denn 
seine Mutter kommt aus Aussig. Obendrein hat auch seine Gattin sudetendeutsche Eltern (SZ,3.10.14). 

12. Der frühere Staatspräsident der CR, Vaclav Klaus, kann die Propaganda der EU und der USA 
gegen Russland nicht akzeptieren. Die EU hält er für nicht reformierbar und sollte durch eine 
Freihandelszone ohne politische Integration ersetzt werden (SudZ, 3.10.2014, S. 2). 

13. Zu gleicher Stunde, als W. Churchill 1955 im Aachener Rathaus den Karlspreis entgegennahm, 
protestierte am Gefallenen-Denkmal Aachens eine große Zahl wahrheitsliebender Vertriebener gegen 
seine Zustimmung zur Vertreibung (Dr. Oberwandling, Vom Traum zum Alptraum, S. 39). 

14. Die Diskriminierung von Ausländem in tschechischen Hotels war nach der Wende die Regel. 
Heute wird sie von einer sog. Handelsinspektion bekämpft. Bei einem Test in Prag verlangten von 13 
Restaurants „nur“ noch 8 einen illegalen Servicezuschlag von 15 Prozent (Sudetenpost, 7.8.2014). 

15. Die Burschenschaft Thessalia wird von der Stadt Bayreuth nicht zur Feier des Volkstrauertages 
eingeladen, da ihr rechtslastiges Gedankengut vorgeworfen wird (Internet). 

lö.Bei den Wahlen in Schweden errang die sozialkonservative Rechtspartei „Schwedendemokraten“ 
knapp 13 Prozent und ist damit drittstärkste politische Kraft im Lande (ZUERST, Nov. 2014, S. 52). 

17. Der in den Hauptmedien so gefeierte Stresstest für Banken darf nicht überschätzt werden, da er 
nur auf Selbstauskunft der Geldinstitute beruht. 

18. An der Medizinischen Fakultät der Uni Freiburg stehen sechs Habilitationsschriften unter Plagiats- 
verdacht (Spiegel, 27.10.2014). In Niedersachsen betrieb ein Amtsgerichtsrat einen schwunghaften 
Handel mit den Lösungen für die Zweite juristische Staatsprüfung (Spiegel, 3.11.2014). 


Um 4 Uhr lass ' die Arbeit ruh'n und freu ' Dich auf den Afternoon! 
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Von der tschechisch-liechtensteinischen Historikerkommission 

Im Jahr 2009 haben das Fürstentum Liechtenstein und die Tschechische Republik diplomatische 
Beziehungen auf genommen. Beendet wurde damit eine jahrzehntelange Blockade, die in der 1945 
erfolgten Konfiskation der tschecho-slowakischen Besitzungen des Fürsten von Liechtenstein und 
weiterer Staatsbürger des Fürstentums wurzelte. Beide Regierungen beriefen 2010 eine paritätisch 
besetzte Liechtensteinisch-Tschechische Historikerkommission, mit dem Auftrag, die Geschichte der 
gegenseitigen Beziehungen, einschließlich umstrittener Themen, zu untersuchen.Am 22. Oktober 
2014 beteiligten sich deren Mitglieder an einer Podiumsdiskussion, in der Diplomatischen Akademie 
zu Wien. Dabei erinnerte Prof. Knoz, Brünn, stellvertretender Kommissionsvorsitzender, dass 
Historiker und Diplomaten zwei Welten darstellen, die aber einander helfen sollten. Knoz verwies auf 
die Jahrhunderte zurückreichende Verbindung mit der Familie der Liechtensteiner. Co-Vorsitzender 
Dr. Geiger ging auf die Bodenform 1918 ein, bei der in der 1. CSR 160.000 ha Grund und Boden 
enteignet und 91.000 ha gegen Entschädigung für die Ansiedlung tschechischer Bauern abgetreten 
werden mussten. 1945 folgte dann die Konfiskation kollektiv wie bei den Sudetendeutschen nach den 
Benes-Dekreten, da man, anders als bei den Schweizern, bei den Liechtensteinern nicht nach der 
Staatsbürgerschaft, sondern nach der Muttersprache vorging. Interessant auch, dass sich 1938 beide 
Staaten diplomatisch anerkannten und Liechtenstein die Anerkennung nie aufgekündigt hatte und im 
2. Weltkrieg neutral war. 

In der sich anschließenden Diskussion ergriff SPÖ-Bundesobmann Gerhard Zeihsel mehrfach das 
Wort. 

Anzumerken ist ferner, dass diese Podiumsdiskussion offensichtlich zu einer diplomatischen 
Offensive Liechtensteins gehört, zu der schon Ende September ein „Liechtenstein-Day“ in Prag und 
am 20.Oktober 2014 der Besuch einer tschechischen Wirtschaftsdelegation im Fürstentum gehörte. 
Die Gäste machten sich dabei ein Bild von der stark exportorientierten und hochspezialisierten 
Liechtensteiner Wirtschaft, deren Rückgrat mittelständische Werke bilden, aber natürlich auch Hilti, 
dessen Bohrhämmer weltweit bekannt wurden. 


Aussperrung auch fürden Willi- Wanka-Kreis 

Nicht nur der Witikobund ist von den sudetendeutschen Einrichtungen ausgeschlossen, sondern auch 
der Internationale Willi-Wanka-Kreis, vormals Wenzel-Jaksch-Kreis. Das ist unverständlich und 
absurd, denn dieser Kreis besteht überwiegend aus Sozialdemokraten, die 1938 vor Hitler nach 
Schweden, Kanada, England usw. emigrierten. Ihr Ziel ist ein friedliches Europa, das sich um dieses 
Zieles willen aber auch von Rassengesetzen wie den Benesch-Dekreten trennen müsse und offen sein 
sollte für eine zumutbare Wiedergutmachung an den Sudetendeutschen. 


Wir trauern um unseren Kameraden 

Dipl. Ing. Otto Forberger 

* Mußlau, Kreis Zwittau, 03. Juli 1938, f Mannheim, 03.August 2014 
Der Verstorbene gehörte mehr als dreißig Jahre unserer Gemeinschaft an 
und hat sich stets uneigennützig für deren Ziele eingesetzt. 

Wir werden sein Andenken immer bewahren! 


Aus dem Hildebrandlied: 

...welaga nu, waltantgot, wewurt skihit! 

Wehe nun, Geschicke lenkender Gott, Schmerzliches geschieht! 
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Eröffnung der Ausstellung ff Mozart auf der Reise nach Prag" 

nach der Novelle von Eduard Mörike im Auerspergsaal von Schloss Ennsegg in Enns 

Die denkwürdige Veranstaltung wurde unter der Beteiligung von ausgebildeten Künstlern, die an der 
Linzer Anton Bruckner-Privatuniversität ihre Vervollkommnung betreiben, als konzertante Lesung 
durchgeführt. Das Programm wurde in Vortrag und Regie zu einem großen Erfolg, der die Zuhörer im 
vollbesetzten Saal begeisterte und zu langem Gesprächsaustausch im großen Foyer zusammenführte. 

Eingeleitet wurde der Abend vom Obmann der Sudeten¬ 
deutschen Landsmannschaft Enns, der als einladender 
Organisator des Abends die zahlreichen, illustren Gäste 
begrüßte und den Gestalter der Ausstellung, Architekten 
Prof. Erhard Ernst Korkisch, vorstellte. Dieser gab zur 
Einführung in das Thema einen knappen Überblick über 
die Bedeutung von Mörikes letzter einfühlsamer 
Meisterschöpfung zu Mozarts Charakterbild, der 
Sprachentwicklung zwischen Klassik und Realismus und 
der musikalischen Bedingungen im böhmisch-mährisch- 
schlesischen Raum für Deutsche und Tschechen. 

Die Auswahl von Illustrationen von Meistern des 20. 
Jahrhunderts zur Mörike-Noveile und die Vertonung der 
Gedichte Mörikes von Hugo Wolf spannte den Bogen über das folgende Programm. 

Die vorgetragenen Textausschnitte, die die illustrierten, bedeutenden beschriebenen Handlungsab¬ 
schnitte umfassten, wurden sehr lebendig vom gebürtigen Eggenfelder Schauspieler Johannes Bauer, 
abgestimmt mit den Sängern des Abends, vorgetragen. Die portugiesische Sopranistin Elvire de Paiva 
e Pona überzeugte mit sensibel empfundenen Liedern von Mozart und Ausschnitten aus Don 
Giovanni, Arien und Duetten, im Wechsel mit dem stimmstarken slowakischen Bariton Rastislav 
Lalinsky an den betreffenden Stellen des Mörike Textes. 

Das Schlussgedicht der Novelle "Denk es o Seele" führte zur glückhaften Wiedergabe der Hugo-Wolf 
Vertonung durch die Sopranistin, der weitere seiner Vertonungen von Mörike Gedichten folgten, wie 
der Frühlingsgesang "Er ist's" und das tief empfundene "Verborgenheit" durch den Bariton. Das 
Allegro der Mozart-Sonate B-Dur KV 281 und die höchst anspruchsvolle Klavierbegleitung der 
Gesangspartien wurde überzeugend von der jungen litauischen Pianistin Anastasija Govorova 
vorgetragen. 

Die engagierte Künstlergruppe feierte ihren Auftritt als Premiere. Ihre Spielfreude wurde nach einer 
weiteren Zugabe von der Hörerschaft begeistert mit lang anhaltendem Applaus bedankt. 

Zuletzt fand der SL-Vorsitzende für Oberösterreich Ing. Peter Ludwig für jeden einzelnen 
Protagonisten treffende Abschiedsworte. 




Sie^innliche Weihnachten 
und ein gJUicMicheA Afeueö Jafbc wünscht Jhnen 
2)ex Vawtand 
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